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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Als eines der ersten Geschäfte behandelte der nach den Wahlen neu
zusammengestellte Nationalrat in der Wintersession 2023 das Bundesgesetz über die
SIFEM. Die Kommissionssprecherinnen Christine 
Badertscher (gp, BE) und Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) stellten das Geschäft
vor und erläuterten, dass die Kommission das Gesetz begrüsse. Eintreten war denn
auch unbestritten. Die Mehrheit der vorberatenden APK-NR und in der Folge auch die
grosse Kammer folgten in allen diskutierten Punkten dem Bundesrat. Keine Mehrheiten
fanden entsprechend die vier Minderheitsanträge aus der Kommission: Eine Minderheit
Friedl (sp, SG) hatte verlangt, dass die SIFEM spezifische Massnahmen für die
Chancengleichheit von Mann und Frau ergreift. Eine zweite Minderheit Friedl hatte den
Artikel über die Geschäftstätigkeit um einen Passus zur Stärkung der Investitionen in
den am wenigsten entwickelten Ländern ergänzen wollen. Ein explizites
Investitionsverbot in fossile Energieträger hatte die Minderheit Crottaz (sp, VD) verlangt.
Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) wiederum hatte in der letzten Minderheit gefordert,
dass die SIFEM ihre Arbeit mit den Tätigkeiten der relevanten Bundesstellen,
insbesondere mit der DEZA und dem SECO, abstimmt. Einen ähnlich formulierten
Passus hatte der Ständerat in der Herbstsession 2023 angenommen.
In der Gesamtabstimmung wurde die unveränderte Vorlage schliesslich einstimmig
gutgeheissen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Aussenwirtschaftspolitik

Nach einem einseitig geführten Abstimmungskampf, der von Westschweizer Medien
zum Kampf zwischen David und Goliath hochstilisiert wurde, fiel das Ergebnis der
Abstimmung zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Indonesien im März 2021
mit nur 51.6 Prozent Ja-Stimmen deutlich knapper aus, als aufgrund des Medientenors
erwartet worden war. Die Stimmbeteiligung lag mit 51.1 Prozent über dem Durchschnitt
der letzten Jahre. Es zeigte sich kein Stadt-Land-Graben zwischen den Kantonen,
stattdessen teilte der altbekannte Röstigraben die Schweiz, mit wenigen Ausnahmen, in
zwei Teile: Basel-Stadt (51.2% Nein-Stimmen) lehnte als einziger Deutschschweizer
Kanton das Abkommen ab, ansonsten sprach sich die Deutschschweiz in breiter Front
für den Freihandel aus. Auf der Gegenseite stimmten die meisten Kantone in der
Westschweiz, insbesondere die Kantone Waadt (65.9% Nein-Stimmen) und Jura (64.8%
Nein-Stimmen), gegen das Abkommen. 
Obwohl dem Abschluss des Freihandelsabkommens damit nichts mehr im Wege stand,
wurde das Ergebnis im Nachgang des Abstimmungssonntags von den Gegnerinnen und
Gegnern des Abkommens als Erfolg verbucht. Diese sahen sich durch den unerwartet
hohen Nein-Anteil in ihrem Anliegen bestärkt und selbst Befürwortende des
Abkommens, wie Ständerat Hannes Germann (svp, SH), befürchteten, dass die vielen
Nein-Stimmen einen Hinweis auf eine starke Skepsis in der Bevölkerung gegenüber
Freihandelsabkommen darstellten. Dem widersprach Christoph Mäder, Präsident von
Economiesuisse, der die einseitige Fokussierung der Debatte auf Palmöl kritisierte und
im knappen Ja «kein Votum gegen den Freihandel» erkennen wollte. Dass es am Schluss
doch knapp nicht für ein Nein gereicht hatte, schrieb La Liberté der späten
Positionierung der Grünen und vor allem der SP zu. Samuel Bendahan (sp, VD),
Vizepräsident der SP, verteidigte seine Partei, die «wirklich in mehrere Lager gespalten
war». Die Uneinigkeit innerhalb der SP zeigte sich auch an mehreren abweichenden
Kantonalsektionen und prominenten Individuen, welche für die Annahme des
Abkommens weibelten. So zeigte sich Nationalrätin Munz (sp, SH) zufrieden mit dem
Ergebnis und meinte überzeugt, dass es von nun an ein «No-Go» sei, Nachhaltigkeit aus
Freihandelsverträgen auszuklammern. Nicht zufrieden mit dem Ausmass der
Nachhaltigkeitsstandards war indes die grüne Nationalrätin Christine Badertscher (gp,
BE), welche die Absicht bekundete, sich nun zumindest bei der Umsetzung noch für
Verbesserungen einsetzen zu wollen. 
Das Referendum schien für viele Akteure einen Wendepunkt in der schweizerischen
Aussenwirtschaftspolitik darzustellen. So bezeichnete Ständerätin Baume-Schneider
(sp, JU) das Abkommen als «Untergrenze für alle jene, die folgen werden». Gegenüber
der AZ zeigte sich die Rechtsprofessorin Elisabeth Bürgi Bonanomi davon überzeugt,
dass die Bevölkerung auch in Zukunft über Handelsabkommen abstimmen werde. Eine

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2021
AMANDO AMMANN
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erste Möglichkeit dazu bieten die fertig verhandelten Freihandelsabkommen mit den
Mercosur-Staaten und Malaysia. Nationalrätin Badertscher prognostizierte, dass es
insbesondere das Mercosur-Abkommen an der Urne gar noch schwerer haben werde,
und auch die Bauerngewerkschaft Uniterre liess verlauten, man sei «jederzeit bereit,
wieder das Referendum zu ergreifen». Drei NGOs – Alliance Sud, Public Eye und die
Gesellschaft für bedrohte Völker – forderten in Reaktion auf das Abstimmungsergebnis
ein Gesetz, das eine grössere Kohärenz zwischen der Schweizer
Aussenwirtschaftspolitik und Themen wie Menschenrechten oder Nachhaltigkeit
sicherstellt. Laut den NGOs sei es bei beiden Abkommen unwahrscheinlich, dass
verbindliche Nachhaltigkeitsbestimmungen aufgenommen würden, weshalb weitere
Referenden unumgänglich seien. 

Abstimmung vom 07. März 2021

Beteiligung: 51.1%
Ja: 1'408'380 (51.6%), (Stände 15 5/2)
Nein: 1'318'630 (48.4%), (Stände 5 1/2)

Parolen: 
- Ja: SVP, CVP, FDP, GLP, EDU, Economiesuisse, Schweizer Gewerbeverband,
Schweizerischer Arbeitsgeberverband, Schweizer Bauernverband, Swissmem,
Hotelleriesuisse, Schweizerischer Versicherungsverband, Swissaid
- Nein: SP (5*), GP, EVP, Juso, Greenpeace, Uniterre, Pro Natura,
Keinbauernvereinigung, Bruno-Manser-Fonds, Solidarité sans frontières, Gesellschaft
für bedrohte Völker, Klimastreik Schweiz
- Stimmfreigabe: Public Eye, Travail.Suisse, Alliance Sud
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 2

Einen Tag nach der Abstimmung über das Freihandelsabkommen mit Indonesien im
März 2021 verlangte Christine Badertscher (gp, BE) vom Bundesrat per Postulat eine Ex-
post-Nachhaltigkeitsanalyse desselben. Diese soll die Umsetzung der
Nachhaltigkeitskriterien beim Palmöl prüfen; die Auswirkungen des strengen Schutzes
des geistigen Eigentums auf Medikamentenpreise und Zugang zu Saatgut evaluieren; die
Auswirkungen des indonesischen «Omnibus-Gesetzes» auf die Menschenrechtslage in
Indonesien einschätzen und darüber hinaus eine Analyse der Gewinner und Verlierer
der Abkommens liefern. Das Omnibus-Gesetz diene vordergründig der Schaffung von
Arbeitsplätzen, berichtete die WOZ im Februar 2021. Für dessen Umsetzung seien
jedoch zahlreiche Gesetze angepasst worden, um die Akquisition von Investoren zu
vereinfachen. Laut WOZ sind ein Abbau von Arbeitsrechten, eine Machtzentralisierung
in Jakarta und die Abschaffung von Umweltprüfungen und anderweitigen Auflagen für
Firmen die Folge des Gesetzespakets. 
Als Begründung führte Badertscher an, dass die GPK-NR Nachhaltigkeitsanalysen für
Freihandelsabkommen ex ante schon seit längerem fordere, eine solche aber für das
FHA mit Indonesien nicht durchgeführt worden sei – folglich sei jetzt eine Ex-post-
Analyse nötig. Das knappe Abstimmungsergebnis zeige die Skepsis der Bevölkerung
gegenüber Palmöl, dem strengen Schutz des geistigen Eigentums und den negativen
Auswirkungen des Abkommens auf die indonesische Bevölkerung. 
Der Bundesrat nahm im April 2021 Stellung zum Postulat und versprach im Rahmen der
Erfüllung des Postulats der GPK-NR (Po. 19.3011) einen Bericht zu den methodischen
Möglichkeiten für solche Nachhaltigkeitsstudien (ex-ante) vorzulegen. Der Bericht solle
auch Auskunft darüber geben, ob ex-post Analysen machbar seien, wobei das
Abkommen mit Indonesien ein geeigneter Anwendungsfall wäre. Aus diesem Grund
zeigte sich der Bundesrat dem Postulatsanliegen gegenüber aufgeschlossen, forderte
jedoch die Ablehnung von Ziffer 3 (Omnibus-Gesetz), da dieses nicht mit dem
Freihandelsabkommen zusammenhänge. 
Der Nationalrat nahm in der Sommersession die Ziffern 1, 2 und 4 an und lehnte gemäss
Vorschlag des Bundesrats Ziffer 3 ab. 3

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
AMANDO AMMANN
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Nur zwei Tage nach deren Behandlung im Ständerat kamen der Bericht zur
Aussenwirtschaftspolitik 2021, der Bundesbeschluss zur Änderung des
Handelsabkommens mit dem Vereinigten Königreich sowie der Bundesbeschluss über
die Genehmigung über zolltarifarische Massnahmen im Jahr 2021 in der
Frühjahrssession 2022 in den Nationalrat. Claudia Friedl (sp, SG) beantragte dem Rat
im Namen der APK-NR die Annahme der beiden Bundesbeschlüsse sowie die
Kenntnisnahme des Berichts. Eine starke Kommissionsminderheit Nussbaumer (sp, BL)
– unterstützt von der SP-Fraktion – verlangte die Rückweisung von Kapitel 4 des
Berichts zu den Wirtschaftsbeziehungen mit der EU an den Bundesrat, damit dieser den
Bericht bis zur Sommersession 2022 um einen Umsetzungs- und Verhandlungsplan für
die Zukunftsfähigkeit des bilateralen Wegs ergänzt. Nationalrat Nussbaumer bedauerte,
dass der Bundesrat den bilateralen Weg mit dem Abbruch der Verhandlungen über ein
Rahmenabkommen blockiert habe. Er mahnte, dass man durch die Kenntnisnahme des
Berichts die «Strategielosigkeit des Bundesrates» abnicken würde. Unterstützung
erhielt Nussbaumer von der Fraktion der Grünen: Christine Badertscher (gp, BE)
erklärte, dass ein zusätzlicher Bericht mit möglichen Lösungswegen sinnvoll sei. Zudem
kritisierte sie, dass der Bundesrat wie schon im Aussenwirtschaftsbericht keine
Zielkonflikte erwähnt habe – beispielsweise zwischen der Stärkung von Handel und der
nachhaltigen Entwicklung – und dass die Themen Menschenrechte und Nachhaltigkeit
generell zu wenig präsent seien. Auch die GLP-Fraktion erachtete das umstrittene
Kapitel 4 des Berichts als unbefriedigend, weshalb sie die Minderheit unterstützen
wollte. 

Die Mehrheit der Kommission wollte jedoch von dieser Rückweisung absehen, da sich
der Bundesrat sowieso dazu verpflichtet habe, den bilateralen Weg fortzuführen und
weiterzuentwickeln, wie Kommissionssprecherin Friedl erklärte. Zwar bedauerte es die
Mitte-Fraktion gemäss Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL), dass der Bericht
wenig Informationen zu den Wirtschaftsbeziehungen mit der EU enthielt, dennoch
wollte sie die Minderheit nicht unterstützen. Auch Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) – und
mit ihm die FDP-Fraktion – störten sich am EU-Kapitel des Berichts, weil der Bundesrat
darin verlangte, dass schweizerisches Recht als gleichwertig zum EU-Recht anerkannt
werden soll. Man könne von der EU nicht verlangen, die Schweiz nicht zu diskriminieren,
während die Schweiz die EU beispielsweise beim Entsendegesetz seit Jahren
diskriminiere. Trotz aller Kritik unterstützte aber auch die FDP-Fraktion den
Rückweisungsantrag nicht. Zudem liess Portmann auch an der aktualisierten Version
der Aussenwirtschaftsstrategie des Bundesrats, die im Bericht Erwähnung fand, kein
gutes Haar. Diese sei «so ungenügend, wie nur etwas ungenügend sein kann»,
insbesondere weil sich die Strategie nicht zur Beziehung mit der EU äussere. 
Aktiv gegen den Rückweisungsantrag wehrten sich hingegen Roland Rino Büchel (svp,
SG) und mit ihm die gesamte SVP-Fraktion. 
Der Nationalrat lehnte den Minderheitsantrag schliesslich mit 101 zu 76 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab und nahm den Bericht, der ansonsten unbestritten war, zur Kenntnis.
Die beiden Bundesbeschlüsse zum Handelsabkommen mit dem Vereinigten Königreich
und über die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen wurden einstimmig
angenommen. 

In den Schlussabstimmungen stimmten beide Räte dem Bundesbeschluss über die
Genehmigung der Änderung des Handelsabkommens mit dem Vereinigten Königreich
einstimmig zu. Keine Schlussabstimmungen bedurfte es zum Bundesbeschluss über die
Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen, da es sich hierbei um einen einfachen
Bundesbeschluss handelt. 4

BERICHT
DATUM: 18.03.2022
AMANDO AMMANN

Christiane Badertscher (gp, BE) verlangte im Juni 2021 mittels einer Motion die
Aufnahme des Tierwohls in das Nachhaltigkeitskapitel künftiger
Freihandelsabkommen (FHA). Nationalrätin Badertscher erinnerte in ihrer Begründung
daran, dass sich die Schweiz zur Einhaltung der SDG, zu denen auch der Tierschutz und
der Artenerhalt gehören, sowie verschiedener internationaler Abkommen in den
Bereichen Umwelt und Menschenrechten verpflichtet habe. Auch die Verfassung sehe
vor, dass Handel zu einer nachhaltigen Landwirtschaft führen solle, wobei der
Tierschutz ein zentraler Bestandteil der Nachhaltigkeit sei. Sie bemängelte, dass
einerseits ein Grossteil des Importfleisches nach wie vor aus Ländern stamme, die
industrielle Massentierhaltung, tierquälerische Produktionsmethoden oder Wildfang
zuliessen, andererseits auch weitere Güter wie Lederprodukte nicht nach Schweizer
Tierschutzstandards gewonnen würden. Der Bundesrat betonte in seiner
Stellungnahme, dass sich die Schweiz insbesondere in der OIE für internationale
Tierschutzstandards einsetze. Auch bei Freihandelsabkommen werde das Tierwohl

MOTION
DATUM: 02.05.2023
AMANDO AMMANN
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bereits thematisiert. So habe man beim fertig verhandelten, aber noch nicht in Kraft
getretenen Freihandelsabkommen mit Mercosur eine verstärkte Zusammenarbeit zu
diesem Thema vereinbart. Man müsse aber von Fall zu Fall entscheiden, wo und wie die
Respektierung des Tierwohls in den Freihandelsabkommen festzulegen sei. Das müsse
nicht immer im Nachhaltigkeitskapitel sein, teilweise böten sich andere Abschnitte zu
gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen Massnahmen eher an. Zudem
sei eine feste Verankerung im Nachhaltigkeitskapitel unter Umständen nicht im
Gesamtinteresse der Schweiz, weil die andere Vertragspartei im Gegenzug unter
Umständen Konzessionen in anderen Bereichen verlangen könnte. Der Bundesrat teile
zwar das Anliegen der Motion, lehne diese aber ab, weil deren konkrete Formulierung
den Handlungsspielraum zu stark einschränke.

In der Sondersession im Mai 2023 sah Motionärin Christiane Badertscher weiterhin
Handlungsbedarf im Bereich des Tierwohls. Sie wies zwar lobend darauf hin, dass der
Bundesrat im FHA mit Indonesien beim Palmöl erstmals eine Verknüpfung von
Zollkonzessionen mit Nachhaltigkeitsvorschriften vorgenommen habe, bedauerte aber,
dass der Tierschutz keinen Eingang in die Nachhaltigkeitsbedingungen gefunden hatte.
Sie nehme zur Kenntnis, dass sich die Schweiz im Rahmen der OIE für das Tierwohl
einsetze, dieses Engagement müsse aber auch in die Handelspolitik einfliessen,
forderte sie. Der Nationalrat nahm die Motion in der Folge mit 100 zu 87 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Der Position des Bundesrats folgten die Fraktionen der SVP, der
FDP.Liberalen sowie die Hälfte der Mitte-Fraktion. 5

Die APK-SR wolle sich für die Aufnahme des Tierwohls in künftigen
Freihandelsabkommen stark machen, wie sie in ihrer Stellungnahme vom Juni 2023
ankündigte. Bei der Umsetzung der Motion wollte sie dem Bundesrat jedoch etwas
mehr Spielraum verschaffen. Daher schlug sie vor, die entsprechende Motion
Badertscher (gp, BE) dahingehend zu ändern, dass der Bundesrat sich lediglich für die
Aufnahme einsetzen solle – Badertscher hatte gefordert, dass das Tierwohl in jedem
Fall aufgenommen werden muss. Der Ständerat nahm die modifizierte Motion in der
Herbstsession 2023 stillschweigend an. 6

MOTION
DATUM: 18.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB NR, 2023, S. 2182 ff.
2) BBl, 2021 1185; NZZ, 13.2., 6.3.21; AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NZZ, QJ, SN, TG, 8.3.21
3) AB NR, 2021, S. 1478; Po. 21.3086; WOZ, 11.2.21
4) AB NR, 2022, S. 481 ff.; AB NR, 2022, S. 626; AB SR, 2022, S. 253; Medienmitteilung APK-NR vom 1.2.22
5) AB NR, 2023, S. 762 f.; Mo. 21.3704
6) AB SR, 2023, S. 787
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